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Policy Brief 

Mehr als „Museumsprämien“?  
Zur Förderung der ersten Hektare  
und Junglandwirte im Rahmen  
der EU-Agrarpolitik 
 
Zur Umsetzung der aktuellen EU-Agrarreform hat die deutsche 
Agrarministerkonferenz beschlossen, dass zukünftig kleinere 
Betriebe und Hofnachfolger durch besondere Zulagen begünstigt 
werden sollen. Infolge der regional sehr heterogenen Agrarstruktur 
ergeben sich hieraus erhebliche Umverteilungen von Ost- nach 
Süddeutschland. Simulationsanalysen für ausgewählte Regionen  
in Ost- und Süddeutschland zeigen jedoch, dass die pauschale 
Begünstigung von kleineren Betrieben und Hofnachfolgen zwar die 
Überlebenswahrscheinlichkeit unrentabler Betriebe durch Anreize 
zur Fortführung leicht erhöht. Verbesserte Entwicklungsmöglich-
keiten entstehen ihnen jedoch kaum. Zum einen verfügen selbst 
kleinere Neben- und Haupterwerbsbetriebe trotz ihrer geringen 
Rentabilität ohnehin zumeist über eine hohe Eigenkapitalausstat-
tung. Zum anderen konkurrieren sie insbesondere in Süddeutsch-
land mit anderen kleineren und mittleren Betrieben, die sich in 
einer ähnlichen Situation befinden, so dass die Zusatzzahlungen in 
Form höherer Pachtpreise und einer Strukturkonservierung ver-
puffen. Umgekehrt bedeuten die Zahlungseinbußen größerer 
Betriebe für diese auch kaum schwerwiegende langfristige Nach-
teile; denn sie konkurrieren vor allem mit anderen größeren Betrie-
ben, die ebenfalls von Zahlungseinbußen betroffen sind. Politisch 
bedenklich sind die Beschlüsse dennoch. Vor allem erschweren sie 
zukünftige und längst überfällige Reformen.    

Alfons Balmann und 
Christoph Sahrbacher

Ausgabe Nr. 14 
Januar 2014

Einigungen zur GAP 2014 – 2020 

Im September 2013 einigten sich EU-Kommission, 
Parlament und Ministerrat auf die Regelungen zur 
Gemeinsamen EU-Agrarpolitik bis 2020. Demzu-
folge wird ab 2015 die Höhe der Direktzahlungen 
zwischen den Mitgliedstaaten teilweise angeglichen, 
womit sich für Deutschland die Zahlungen leicht re-
duzieren. Ferner werden die Direktzahlungen auf-
geteilt in eine Basisprämie in Höhe von maximal 
70 % und eine Greening- bzw. Umweltkomponente 
in Höhe von 30 % der Direktzahlungen. Strittig war 
bis zuletzt insbesondere eine Kappung von Direkt-
zahlungen für große Betriebe sowie eine Umvertei-
lung zugunsten kleiner Betriebe. Nach der Einigung 
stehen den Mitgliedstaaten zwei Optionen offen. 
Entweder müssen die Basisprämien nach Abzug der 

Lohnkosten oberhalb 150 000 € /Betrieb und Jahr 
um mindestens 5 % gekürzt oder die Direktzahlun-
gen für die ersten Hektare jedes Betriebes angeho-
ben werden. Eine Anhebung ist möglich für bis zu 
30 ha bzw. bis zur durchschnittlichen Betriebsgröße 
eines Mitgliedstaates. Bei einer Anhebung der Di-
rektzahlungen für die ersten Hektare müssen je-
doch jährlich mindestens 5 % des Gesamtvolumens 
der Direktzahlungen zulasten der Basisprämie um-
verteilt werden. Die Basisprämie reduziert sich fer-
ner um begleitende nationale Maßnahmen wie die 
Förderung von Junglandwirten und die Umschich-
tung von Mitteln in die Zweite Säule.

Am 4. November 2013 hat sich die deutsche Ag-
rarministerkonferenz (AMK) für einen bundesein-
heitlichen Zuschlag von 50 € / ha für die ersten 30 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche und 30 € / ha für 
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weitere 16 ha ab 2014 entschieden. Dadurch werden 
etwa 6,8 % des Zahlungsvolumens zulasten der Ba-
sisprämien umverteilt. Begründet wird diese Umver-
teilung mit der Zielsetzung, kleineren Landwirten 
zu helfen und sie für den Wegfall der Begünstigun-
gen durch die bisherige Modulation zu entschädi-
gen. Junglandwirte erhalten zudem für bis zu 90 ha 
eine zusätzliche Förderung von 50 € / ha über fünf 
Jahre hinweg, um ihre Entwicklungsperspektiven 
zu verbessern. Darüber hinaus wurde beschlossen, 
die Basisprämie in drei Schritten bis 2019 bundes-
weit zu vereinheitlichen. Diese Maßnahmen führen 
infolge der erforderlichen Gegenfinanzierung aus 
dem Gesamttopf für Direktzahlungen und den ag-
rarstrukturellen Gegebenheiten einerseits zu Um-
verteilungen zwischen den Bundesländern sowie 
andererseits zu innerregionalen Beeinflussungen 
von Betriebseinkommen, Pachtmarkt und Struk-
turwandel.  

Umverteilung von Ost- nach  
Süddeutschland

Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes ver-
fügten im Jahr 2012 etwa 70 % der landwirtschaft-
lichen Betriebe in Deutschland über eine landwirt-
schaftliche Nutzfläche von weniger als 50 ha. Diese 
Betriebe erhalten somit für fast ihre gesamte Flä-
che die Zusatzzahlungen von 50 bzw. 30 € / ha. Al-
lerdings bewirtschaften diese Betriebe zusammen 
nur etwa 22 % der Fläche. Zwar erhalten die übrigen 
Betriebe die Maximalzahlung von 1980 € /Betrieb 
für ihre ersten 46 ha, jedoch bewirtschaften diese 
Betriebe durchschnittlich 152 ha, so dass sie nur 
für knapp 30 % ihrer Fläche Zulagen erhalten. Ins-
gesamt werden die Zulagen für die ersten Hektare 
nur für gut 45 % der deutschen Agrarfläche gezahlt. 
Wesentlich geringer ist der Anteil der Zulagen in den 
neuen Bundesländern, wo Betriebe mit weniger als 
50 ha nur knapp 4 % der Fläche bewirtschaften. Die 
größeren Betriebe, die zusammen 96 % der Fläche 
bewirtschaften, haben eine durchschnittliche Be-
triebsgröße von 467 ha und erhalten somit nur für 
10 % ihrer Fläche Zulagen. Insgesamt erhalten die 
neuen Bundesländer somit nur für etwa 13 % ihrer 
Fläche Zulagen für die ersten Hektare, während bei-
spielsweise Bayern für etwa 75 % und Baden-Würt-
temberg für etwa 70 % der Fläche Zusatzzahlun-
gen erhalten dürften. In der Summe bedeutet dies, 
dass die neuen Bundesländer zusammen jährlich auf 
über ca. 85 Mio. € bzw. 15 € / ha verzichten, während 
Bayern und Baden-Württemberg zusammen ca. 48 
Mio. € bzw. gut 10 € / ha hinzugewinnen. 

Verstärkt werden diese Umverteilungen zwischen 
den Bundesländern noch durch die Junglandwir-
teförderung. Denn zum einen gilt diese Förderung 
nur für natürliche Personen, die in den neuen Bun-
desländern nur etwa 50 % der Fläche bewirtschaf-
ten. Zum anderen bewirtschaften viele natürliche 
Personen deutlich über 90 ha. Als Folge besteht für 
weniger als 20 % der ostdeutschen Fläche ein the-
oretischer Anspruch auf Junglandwirteförderung. 
Berücksichtigt man zusätzlich, dass ein Genera-

tionswechsel nur etwa alle 20 bis 35 Jahre statt-
findet, ergibt sich bei einem Förderzeitraum von  
5 Jahren eine effektive Zulage für lediglich 3 bis 
5 % der ostdeutschen Flächen, d.h. durchschnittlich 
knapp 2 € / ha. In Bayern werden dagegen etwa 86 % 
der Fläche von natürlichen Personen bewirtschaf-
tet, so dass bei gegebener Agrarstruktur für etwa 
80 % der Gesamtfläche eine theoretische Zulage-
berechtigung besteht. Daraus lässt sich abschät-
zen, dass jährlich für 15 bis 25 % der Fläche eine 
Junglandwirteförderung gezahlt wird. Hieraus er-
geben sich durchschnittliche Zahlungen von etwa 
10 € / ha. Davon ausgehend, dass zur Finanzierung 
der Junglandwirteförderung die Basisprämie um 
6 € / ha gekürzt wird, ergibt sich für die neuen Bun-
desländer ein jährlicher Nachteil von etwa 4 € / ha 
bzw. insgesamt 22 Mio. €, während Bayern und Ba-
den-Württemberg 4 € / ha bzw. insgesamt 18 Mio. € 
hinzugewinnen. 

In der Summe bedeuten Zulagen für die ersten 
Hektare und die Junglandwirteförderung einen 
strukturbedingten Nachteil der östlichen gegenüber 
den süddeutschen Bundesländern von über 30 € / ha, 
also gut 10 % der Gesamtprämie bzw. fast 18 % der 
Basisprämie. Damit liegt die Schlussfolgerung nahe, 
dass die ostdeutsche Landwirtschaft als Verlierer 
und die süddeutsche Landwirtschaft als Gewinner 
der Beschlüsse zu sehen ist. Allerdings gehen die 
oben dargelegten Umverteilungsanalysen von einer 
statischen Agrarstruktur aus. Tatsächlich verändert 
sich diese jedoch stetig, wenngleich langsam. Die 
beschlossenen Umverteilungsmechanismen könn-
ten diesen Prozess zukünftig verlangsamen. Um 
diese Struktureffekte abzuschätzen, wurden mit 
dem räumlich-dynamischen Agrarstrukturmodell 
AgriPoliS Simulationsanalysen für ausgewählte Re-
gionen durchgeführt. Mit AgriPoliS lassen sich be-
trieblicher Strukturwandel, Flächenwanderungen 
sowie die Entwicklung der Pachtpreise und Betrieb-
seinkommen für unterschiedliche politische Rah-
menbedingungen simulieren. Untersucht wurden 
zwei kleinstrukturierte Regionen, nämlich Hohen-
lohe in Baden-Württemberg und das Ostallgäu in 
Bayern sowie eine großbetrieblich strukturierte Re-
gion, nämlich die Altmark in Sachsen-Anhalt. Zur 
Veranschaulichung der Politikeffekte wurde die di-
rekte Umsetzung der EU-Reform mit 5 % Kürzung 
oberhalb 150 000 € Basisprämie verglichen mit den 
AMK-Beschlüssen zur Förderung der ersten Hektare 
und der Junglandwirte. Ferner wurde untersucht, 
wie sich ein Wegfall der Zulagen für erste Hektare 
und der Junglandwirteförderung nach 2020 aus-
wirken würde.  

Struktur- und Einkommenseffekte gering

Aus den Simulationen geht hervor, dass die Struk-
tureffekte der Zulagen insgesamt gering sind. So 
fallen bis zum Jahr 2020 die Unterschiede zwischen 
den Politikszenarien geringer aus als die bis da-
hin ohnehin stattfindenden Betriebsgrößenverän- 
derungen. In keiner Region verringert sich durch 
die AMK-Einigung die Anzahl der Betriebsaufgaben 



3

zwischen 2013 und 2020 um mehr als 25 %. Zwar 
überleben mehr Betriebe in der Größenklasse zwi-
schen 30 und 90 ha, aber auf das Überleben klei-
nerer Betriebe mit bis zu 30 ha wirken sich die Um-
verteilungen kaum aus. Würde man die Prämien für 
die ersten Hektare und die Junglandwirteförderung 
nach 2020 wieder abschaffen, würden diese Ef-
fekte weitgehend wieder verschwinden und der zu-
vor verzögerte Strukturwandel beschleunigt nach-
geholt. Betrachtet man die Flächenanteile kleinerer 
Betriebe, finden sich noch deutlich geringere Ef-
fekte. Das heißt, es überleben zwar etwas mehr klei-
nere Betriebe, aber nur wenige davon können die 
Begünstigungen in eine verbesserte betriebliche 
Entwicklung ummünzen. 

Erklären lassen sich die geringen Struktureffekte 
zum einen damit, dass ein Betrieb durch die ers-
ten Hektarzahlungen nur etwa 1000 € im Vergleich 
zum Basisszenario hinzugewinnen kann. Etwas gra-
vierender dürfte sich die Junglandwirteförderung 
auswirken, die für Hofnachfolger einen tempo-
rären Einkommensvorteil von bis zu etwa 4000 € 
je Betrieb und Jahr bringen kann. Somit entste-
hen in der Summe für wenig rentable Betriebe An-
reize, Hofnachfolgen zumindest der Form halber 
auch dann zu vollziehen, wenn eine längerfristige 
betriebliche Entwicklungsperspektive fehlt. Ver-
schärft wird diese Problematik dadurch, dass Hof-
übernahmen bereits heute durch das deutsche Erb- 
und Erbschaftssteuerrecht erheblich begünstigt 
werden. Die Größenordnung dieser Begünstigungen 
lässt sich daran erkennen, dass laut Auswertun-
gen des Testbetriebsnetzes für das Wirtschaftsjahr 
2011 / 12 selbst kleinere deutsche Haupterwerbs-
betriebe mit einem jährlichen Standardoutput von 
unter 100 000 € trotz einer deutlich negativen Ei-
genkapitalrendite über ein Eigenkapital von durch-
schnittlich mehr als 450 000 € verfügten. Selbst 
bei den Nebenerwerbsbetrieben mit ebenfalls im 
Durchschnitt negativer Eigenkapitalrendite findet 
sich ein Eigenkapital von etwa 350 000 €. Da der Ab-
findungswert der weichenden Erben im Regelfall nur 
ein Bruchteil des übertragenen Vermögens beträgt, 
schaffen die erbrechtlichen Begünstigungen bereits 
jetzt erhebliche Anreize zur Fortführung auch wenig 
rentabler Betriebe, für die zumeist kaum langfris-
tige Entwicklungskonzepte vorliegen dürften. Dass 
diese Begünstigung auch in der Vergangenheit pro-
blematisch war, spiegelt sich wohl am deutlichsten 
in der geringen Rentabilität vieler heutiger Betriebe 
wider. In diesem Sinne ist davon auszugehen, dass 
die neu geschaffenen Begünstigungen der Hofnach-
folge und Förderung der ersten Hektare ebenfalls 
weniger Perspektiven eröffnen als neue Subventi-
onsabhängigkeiten schaffen.

Zum anderen dürften sich die nachhaltigen Struk-​
tureffekte auch deshalb in Grenzen halten, weil 
letztlich in kleinbetrieblich strukturierten Regionen 
kleinere Betriebe mit anderen kleineren bis mittel-
großen Betrieben um knappe Flächen konkurrieren, 
während in großbetrieblich strukturierten Regio-
nen kleinere Betriebe auf dem Bodenmarkt eine 
untergeordnete Rolle spielen und vor allem größere 
Betriebe und sehr große Betriebe miteinander kon-

kurrieren. Als Folge wird in großbetrieblich struk-
turierten Regionen die allgemeine Absenkung des 
Prämienniveaus zum Teil an die Verpächter über-
wälzt, während die Zugewinne in kleinbetrieblich 
strukturierten Regionen zu Pachtpreissteigerun-
gen führen. Somit verbessern die Zusatzzahlungen 
die geringe Rentabilität der meisten kleineren Be-
triebe nur geringfügig. Mittelgroße und größere  
Betriebe profitieren mittel- bis längerfristig infolge 
der steigenden Pachtpreise sowie des verlangsam-
ten Strukturwandels nicht.

Agrarpolitische Paradoxien und  
Politikversagen

In der Summe dürften von den Zusatzzahlungen für 
die ersten Hektare und die Junglandwirte vor allem 
zwei Gruppen geringfügig profitieren: Bodeneigen-
tümer in kleinbetrieblich strukturierten Regionen 
sowie zumeist wenig rentable Nebenerwerbs- und 
kleinere Haupterwerbsbetriebe, die ihre bewirt-
schafteten Flächen überwiegend selbst besitzen. 
Verbesserte Entwicklungsperspektiven ergeben 
sich für die letztgenannten Betriebe jedoch kaum. 
Etwa in der im süddeutschen Raum für Kleinbe-
triebe bedeutsamen Milchproduktion wirtschaften 
diese überwiegend mit technisch wie tierschutz-
bezogen antiquierten Technologien, wie der Anbin-
dehaltung. Da diese Betriebe auch nach Wegfall der 
Milchquoten im Jahr 2015 nur bedingt in der Lage 
sein werden, größere Modernisierungsinvestitio-
nen zu tätigen (ähnliches lässt sich für andere Be-
triebsformen anführen), sind die pauschalen Be-
günstigungen kleinerer Betriebe letztlich für die 
allermeisten von ihnen wohl tatsächlich nicht mehr 
als Museumsprämien. Man könnte nun fragen, ob 
kleinere Betriebe besondere gesellschaftliche Leis-
tungen erbringen. Wissenschaftlich stichhaltige 
Belege fehlen. Sollten solche Leistungen etwa im 
Umwelt- und Tierschutz oder in benachteiligten Re-
gionen, wie z.B. durch Bergbauern, erbracht werden, 
sollte das jedoch zielgerichtet über die Honorierung 
der konkreten Leistungen kompensiert werden und 
Bestandteil der zweiten Säule sein. Gleiches gilt für 
eine zielgerichtete Förderung von Junglandwirten.

Erhebliche Nachteile entstehen trotz der durch 
die Gegenfinanzierung bedingten allgemeinen Ab-
senkung des Prämienniveaus allerdings auch kaum 
jemanden - am ehesten noch denjenigen, in deren 
Nachbarschaft unrentable Betriebe zwecks Sub-
ventionserhalt fortgeführt werden. Würden die 
Zusatzzahlungen nach 2020 wieder abgeschafft, 
würden sich die ohnehin geringen Struktureffekte 
weitgehend wieder verlieren. Insofern könnte man 
fragen, inwieweit die Begünstigungen abgesehen 
von der Belastung der Steuerzahler und öffentli-
chen Haushalte überhaupt schädlich sind. Allerdings 
dürfte eine mögliche Abschaffung ähnliche politi-
sche Mechanismen auslösen wie aktuell der Weg-
fall der reduzierten Modulationen für kleinere Be-
triebe zugunsten der Förderung der ersten Hektare.  
Verantwortlich hierfür ist das oben beschriebene 
Paradoxon, dass heute wohlgemeinte Subven-​ 
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Weiterführende Informationen

tionen durch ihre Strukturkonservierung und die 
Schaffung von Besitzständen die zukünftige Poli-
tik vor die Wahl stellen, entweder weiterhin Sub-
ventionen zulasten anderer staatlicher Aufgaben 
zu zahlen oder zukünftig Härten auszulösen und 
Konflikte um politische Besitzstände auszufechten. 

Ebenfalls bedeutsam sind zudem verteilungs-
politische Paradoxien. Denn letztlich bedeutet die 
pauschale Begünstigung der kleinbetrieblichen und 
häufig wenig rentablen süddeutschen Landwirt-
schaft eine Bevorzugung von zumindest im Durch-
schnitt relativ vermögenden Personengruppen, die 
zudem in überwiegend wirtschaftsstarken Regi-
onen mit überdurchschnittlichen außerlandwirt-
schaftlichen Erwerbsmöglichkeiten leben. Laut 
Buchführungsergebnissen des Testbetriebsnet-​ 
zes für das Wirtschaftsjahr 2011 / 12 erzielten klei-
nere süddeutsche Haupterwerbsbetriebe (mit un-
ter 100 000 € Standardoutput) mit durchschnittlich 
etwa 22 300 € an Gewinn und Fremdlöhnen je Ar-
beitskraft zwar nur 69 % des Wertes durchschnitt-
licher ostdeutscher Haupterwerbsbetriebe. Aller-
dings verfügen selbst die kleineren süddeutschen 
Haupterwerbsbetriebe vor allem aufgrund ihres 
hohen Bodenvermögens über ein Eigenkapital von 
durchschnittlich 500 000 € /Betrieb, ostdeutsche 
Haupterwerbsbetriebe dagegen trotz ihrer erheb-
lich besseren Flächenausstattung und Rentabili-
tät nur über ein Eigenkapital von durchschnittlich 

knapp 350 000 €. Bis ostdeutsche Haupterwerbs-
betriebe diesen historisch bedingten Vermögens-
nachteil aufgeholt haben, dürften noch Jahrzehnte 
vergehen. 

Die genannten Paradoxien werfen mit Blick auf 
die Agrarpolitik die Frage auf, inwieweit die ver-
antwortlichen politischen Entscheidungsträger 
und Gremien die agrarstrukturellen Gegebenhei-
ten im Detail durchschauen oder ob sie zur Recht-
fertigung der enormen Direktzahlungen populären, 
aber wenig realitätsnahen Leitbildern folgen. Das 
gilt umso mehr, weil die für Deutschland avisierte 
Umsetzung der EU-Reform von den Agrarministern 
des Bundes und der Länder beschlossen wurde, die 
die strukturellen Gegebenheiten vor Ort besser ken-
nen sollten als es von Entscheidungsträgern auf 
europäischer Ebene zu erwarten wäre. Vor allem: 
Den Leistungsträgern der heutigen und insbeson-
dere der zukünftigen Landwirtschaft in den jewei-
ligen Regionen helfen die Beschlüsse nicht. Für die 
Weitergewährung der zukünftig leicht reduzierten  
Direktzahlungen zahlen sie einerseits den Preis wei-
terhin überhöhter Bodenpreise und andererseits 
den Preis erschwerter Entwicklungsmöglichkei-
ten infolge einer subventionsgetriebenen Struk-
turkonservierung.
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